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Satzung  
Events4Good e.V. 

 
§1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

1. Der Verein führt den Namen Events4Good e.V.. 

2. Der Sitz des Vereins ist in München. 

3. Der Verein ist politisch, ethnisch und konfessionell neutral. 

4. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

 
§2 Zweck des Vereins 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich mittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

2. Der Verein entspricht einer Förderkörperschaft gemäß §58 der Abgabenordnung (AO) und wird 
Zuwendungen an andere steuerbegünstigte Körperschaften oder juristische Personen des öffentlichen 
Rechts, die einen oder mehrere der unten-stehenden gemeinnützigen Zwecke verfolgen, leisten. 

3. Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

4. Der Verein möchte folgende gemeinnützige Zwecke gemäß dem Katalog der gemeinnützigen Zwecke 
(§ 52 Abs. 2 AO) unterstützen: 

 

• die Förderung von Wissenschaft und Forschung; 

• die Förderung der Jugend & Altenhilfe;  

• die Förderung des Schutzes von Ehe & Familie;  

• die Förderung des Wohlfahrtswesens, insbesondere der Zwecke der amtlich anerkannten 
Verbände der freien Wohlfahrtspflege (§23 der Umsatzsteuerdurchführungsverordnung), ihrer 
Unterverbände und ihrer angeschlossenen Einrichtungen und Anstalten 

• die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten gemeinnütziger, mildtätiger und 
kirchlicher Zwecke. 

5. Zweck des Vereins ist die Beschaffung von Fördermitteln insbesondere für die Förderung und 
Unterstützung von erkrankten Kindern, Kindern mit körperlicher Einschränkung oder Behinderung, 
sowie sozialbenachteiligter Kinder, besonders in Krankenhäusern, Rehabilitationszentren, sowie die 
gemeinschaftliche Hilfestellung für deren Familien. 

6. Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch 

• die Initiierung und Ausrichtung von Benefizkonzerten und -Veranstaltungen, in deren 
Rahmen Mittel und Spenden zur Weitergabe an andere steuerbegünstigte Körperschaften 
oder juristische Personen des öffentlichen Rechts zur ausschließlichen und unmittelbaren 
Verwendung für die Förderung kranker oder sozialbenachteiligter Kinder und/oder deren 
Familien, angeworben werden; und 

• die Erhebung von Beiträgen und Umlagen. 
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7. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 
erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem 
Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt 
werden. 

 
8. Die Mitgliederversammlung kann eine jährliche, angemessene pauschale Tätigkeitsvergütung für 
Vorstandsmitglieder beschließen. 

 
 

§3 Mitgliedschaft 
 

1. Der Verein besteht aus ordentlichen und fördernden Mitgliedern. Darüber hinaus kann der Verein 
die Ehrenmitgliederschaft verleihen. 

2. Ordentliches Vereinsmitglied kann jede geschäftsfähige natürliche Person oder juristische Person 
werden, die die Ziele des Vereins unterstützt. Der Aufnahmeauftrag ist schriftlich an den Vorstand zu 
stellen. Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. Bei Ablehnung des Antrags ist er nicht 
verpflichtet, dem Antragssteller die Gründe mitzuteilen. 

3. Über die ordentliche Mitgliedschaft hinaus kann der Verein Fördermitglieder aufnehmen. Das 
Aufnahmeverfahren entspricht dem Verfahren für ordentliche Mitglieder. Förderndes Mitglied 
kann jede geschäftsfähige natürliche oder jede juristische Person werden, die für die Förderung 
des Vereins eintreten will. 

4. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss, Tod oder Auflösung der juristischen Person. 

5. Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem vertretungsberechtigten 
Vorstandsmitglied. Die schriftliche Austrittserklärung muss mit einer Frist von einem Monat jeweils 
zum Ende des Geschäftsjahres gegenüber dem Vorstand erklärt werden. 

6. Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es in grober Weise gegen die 
Vereinsinteressen verstoßen hat oder wenn es mit mindestens einem Jahresbeitrag mit mehr als 
sechs Monaten in Verzug ist. Über einen Ausschluss entscheidet der Vorstand. Dem 
Auszuschließenden ist vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben; der 
Ausschluss wegen Zahlungsverzuges ist mit einer Frist von drei Monaten schriftlich anzudrohen. 
Gegen die Ablehnung der Aufnahme und gegen den Ausschluss aus dem Verein kann die betroffene 
Person binnen eines Monats nach Zugang der Entscheidung Beschwerde einlegen. Über die 
Beschwerde entscheidet die nächste Mitgliederversammlung. Die Beschwerde gegen den Ausschluss 
hat aufschiebende Wirkung. 

7. Ein ausgeschiedenes Mitglied (ordentlich oder förderndes) hat keinen Anspruch auf das 
Vereinsvermögen; geleistete Beiträge können nicht zurückverlangt werden. 

8.  Der Vorstand kann jede natürliche und juristische Person, die sich besonders um den 
Verein verdient gemacht hat, zum Ehrenmitglied ernennen. 
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§4 Mitgliedsbeiträge 
 
1. Von den ordentlichen und fördernden Mitgliedern wird ein Geldbetrag als regelmäßiger 
Jahresbeitrag erhoben. Über dessen Höhe und Fälligkeit bestimmt die Mitgliederversammlung. 

2. Ehrenmitglieder haben keine Beiträge zu leisten. 
 
 

§5 Organe des Vereins 

a) der Vorstand 
b) die Mitgliederversammlung 

 
 

§6 Vereinsvorstand 

Der Vorstand i.S.d. §26 BGB besteht aus 

a) dem 1. Vorsitzenden 
b) dem 2. Vorsitzenden 
c) dem Schatzmeister 

Der Verein wird durch zwei Vorstandsmitglieder gemeinsam vertreten. Die Vereinigung 
mehrerer Vorstandsämter in einer Person ist zulässig. 

 
 

§7 Amtsdauer des Vorstands 

Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf 5 (fünf) Jahre gewählt. Die 
Vorstandsmitglieder bleiben auch nach dem Ablauf ihrer Amtszeit bis zur erfolgreichen Neuwahl des 
Vorstands im Amt. Scheidet ein Mitglied während der Amtsdauer aus, so führt der verbleibende 
Vorstand die Geschäfte bis zur nächsten Mitgliederversammlung weiter. Wählbar sind nur 
ordentliche Vereinsmitglieder. 

 
 

§7 Zuständigkeit des Vorstandes 

Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, die nicht durch die gegenwärtige 
Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der Tagesordnung 
b) Einberufung der Mitgliederversammlung 
c) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung 
d) Verwaltung des Vereinsvermögens und Buchführung 
e) Erstellung der Jahreshaushaltspläne und der Jahresberichte 
f) Beschlussfassung über Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern 

 
 

§8 Beschlussfassung des Vorstandes 

1. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in Vorstandssitzungen oder auf schriftlichem Weg, dabei ist 
die digitale Kommunikation nicht davon ausgenommen. 
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2. Vorstandssitzungen sind vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 2. Vorsitzenden in 
Textform oder mündlich unter Einhaltung einer Einberufungsfrist von einer Woche einzuberufen. Die 
Mitteilung einer Tagesordnung bedarf es nicht. Sitzungsleiter ist der 1. Vorsitzende, bei dessen 
Verhinderung der 2. Vorsitzende. 

3. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Mitglieder anwesend sind. Er entscheidet 
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Sitzungsleiters. Die Beschlussfähigkeit des Vorstandes setzt nicht voraus, dass sämtliche 
Vorstandsämter besetzt sind. 

4. Über die Vorstandssitzungen ist ein offizielles Protokoll zu führen, das Ort und Zeit der Sitzung, 
Namen der Teilnehmer, gefasste Beschlüsse und Abstimmungsergebnis enthalten soll. 

5. Ein Vorstandsbeschluss kann außerhalb einer Sitzung, mündlich, schriftlich, per E-Mail oder auf 
anderem Wege der elektronischen Kommunikation gefasst werden, wenn alle Vorstandsmitglieder 
ihre Zustimmung zu der Beschlussfassung erklären. 

6. Vorstandssitzungen können auch virtuell stattfinden. Dabei werden die Anforderung zur 
Teilnehmerregistrierung und den Abstimmungsprozessen berücksichtigt. 

 
 

§ 9 Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig: 

a) Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder 
b) Beschlussfassung über Änderungen der Satzung 
c) Beschlussfassung über Auflösung des Vereins 
d) Festsetzung der Höhe und Fälligkeit des Jahresbeitrages 
e) Beschlussfassung über Beschwerden gegen die Ablehnung eines Aufnahmeantrages und 

gegen einen Ausschließungsbeschluss des Vorstands 
f) Ernennung von Ehrenmitgliedern 
g) Genehmigung des Haushaltsplanes und Entgegennahme des Jahresberichtes und 

sonstiger Berichte des Vorstands 
h) Entlastung des Vorstands 

 
2. Einmal jährlich hat eine ordentliche Mitgliederversammlung des Vereins stattzufinden. Die 
Vorsitzenden entscheiden über den Termin der Mitgliederversammlung zu Beginn des ersten 
Kalenderquartals und informieren die ordentlichen Mitglieder sowie Fördermitglieder auf 
elektronischem Wege. Weitere Mitgliederversammlungen sind einzuberufen, wenn es das Interesse 
des Vereins erfordert oder wenn die Einberufung von 25% der Mitglieder unter Angabe des Zwecks 
und der Gründe schriftlich vom Vorstand verlangt wird.  

3. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu führen, das von 
Versammlungsleiter und Protokollführer zu unterzeichnen ist. Der Protokollführer wird per 
Handzeichen für die jeweilige Versammlung gewählt. 

 
 

§ 10 Online-Mitgliederversammlungen 
 

1. Abweichend von §32 Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) kann der Vorstand nach 
seinem Ermessen beschließen und in der Einladung mitteilen, dass die Mitglieder an der 
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Mitgliederversammlung ohne körperliche Anwesenheit an einem Versammlungsort teilnehmen und 
ihre Mitgliederrechte im Wege der elektronischen Kommunikation ausüben können (z. B. per E-Mail, 
per Online-Formular) oder aber ihre Stimme im Vorhinein ohne Anwesenheit bzw. Teilnahme an der 
Online-Mitgliederversammlung schriftlich abgeben können. 
 
2. Der Vorstand regelt in der Wahlordnung geeignete technische und organisatorische Maßnahmen 
für die Durchführung einer Online-Mitgliederversammlung, die insbesondere sicherstellen sollen, 
dass nur Vereinsmitglieder an der Mitgliederversammlung teilnehmen und ihre Rechte wahrnehmen. 
 
In der Wahlordnung ist auch die Durchführung des elektronischen Wahlverfahrens zu verschriftlichen 
sowie die Stimmabgabe im Vorhinein, wenn Mitglieder nicht an der Online-Mitgliederversammlung 
teilnehmen möchten. 
 
3. Die Wahlordnung ist nicht Bestandteil der Satzung. Für Erlass, Änderung und Aufhebung der 
Wahlordnung ist der Vorstand zuständig, der hierüber mit einfacher Mehrheit beschließt. Die jeweils 
aktuelle Fassung der Wahlordnung ist den Vereinsmitgliedern vor der Durchführung einer Online-
Mitgliederversammlung zur Kenntnis zu geben, damit sie verbindlich wird. 

4. Die Bestimmungen dieses Paragraphen gelten für Vorstandssitzungen und 
Vorstandsbeschlüsse entsprechend. 

 
§ 11 Einberufung einer Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung ist vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen 
einzuberufen. Die Einberufung erfolgt elektronisch an die letzte vom Mitglied bekanntgegebene E- 
Mail-Adresse unter Angabe der Tagesordnung. Die Ladungsfrist beginnt mit dem auf die Absendung 
der Einladung folgenden Tag. 

2. Jedes Mitglied kann beantragen, dass weitere Angelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung 
gesetzt werden. Geht ein solcher Antrag spätestens eine Woche vor dem Tag der 
Mitgliederversammlung schriftlich beim Vorstand ein, ist die Tagesordnung zu Beginn der 
Mitgliederversammlung entsprechend zu ergänzen. Geht er später ein oder wird er erst in der 
Mitgliederversammlung gestellt, beschließt die Mitgliederversammlung über die Zulassung. 

 
 

§12 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

1. Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Zahl der 
Erschienenen beschlussfähig. 

2. Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden geleitet. Bei dessen Verhinderung 
übernimmt der 2. Vorsitzende. 

3. In der Mitgliederversammlung hat jedes ordentliche und fördernde Mitglied eine Stimme. Art der 
Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss jedoch schriftlich 
durchgeführt werden, wenn mindestens ein Viertel der bei der Abstimmung anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder dies verlangt. 

4. Soweit in gegenwärtiger Satzung nicht ausdrücklich anders bestimmt, fasst die 
Mitgliederversammlung Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 
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Zur Änderung der Satzung (einschließlich des Vereinszweckes) ist jedoch eine Mehrheit von drei 
Viertel der abgegebenen gültigen Stimmen, zur Auflösung des Vereins eine solche von vier Fünftel 
erforderlich. Für die Wahlen gilt Folgendes: Hat im ersten Wahlgang kein Kandidat die Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den Kandidaten statt, 
welche die beiden höchsten Stimmzahlen erreicht haben. Erreicht auch nach der Stichwahl kein 
Kandidat eine Mehrheit, kann der Versammlungsleiter bestimmen, dass das Los entscheidet. 

5. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom 
jeweiligen Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. Es soll folgende 
Feststellungen enthalten: Ort und Zeit der Versammlung, die Person des Versammlungsleiters und 
des Protokollführers, die Zahl der erschienenen Mitglieder, die Tagesordnung, die einzelnen 
Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung. Bei Satzungsänderungen ist die zu ändernde 
Bestimmung anzugeben 

 
 

§13 Kassenführung 

1. Der Schatzmeister hat über die Kassengeschäfte Buch zu führen und eine Jahresrechnung zu 
erstellen. 

2. Die Jahresrechnung wird vom Schatzmeister geprüft. Die geprüfte Jahresrechnung ist dem 
Vorstand zur Beschlussfassung vorzulegen. 

 
 

§14 Datenschutz 
Im Rahmen der Mitgliederverwaltung und zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins 
werden von den Mitgliedern folgende Daten erhoben und im Rahmen der Mitgliederschaft 
verarbeitet und gespeichert: (Name, Vorname, Anschrift, ggf. Geburtsdatum, E-Mail-Adresse, ggf. 
Bankverbindung, ggf. Telefonnummer). 
 
 
§15 Auflösung des Vereins 

 
 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen 
Mitgliederversammlung beschlossen werden. 

2. Der 1. und 2. Vorsitzende sind die einzelvertretungsberechtigten Liquidatoren, soweit die 
Versammlung nichts anderes beschließt. 

3. Das bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke vorhandene Vermögen 
des Vereins fällt an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere 
steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für die Förderung der Wohlfahrtspflege 
und/oder der Unterstützung von Personen, die im Sinne von §53 wegen ihres körperlichen Zustandes 
bedürftig sind. 

4. Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn der Verein aus einem anderen Grund 
aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. Dieses gilt nicht bei Verlust der Gemeinnützigkeit. 
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